
Heft 4/2019 
ORGAN DES
MIETERSCHUTZBUNDES  
BERLIN E.V.

Aus der Sicht  
eines Rechtsberaters: 
Der Untermietzuschlag

Seite 10

Deckel drauf!
Das Berliner 
Mietengesetz             

Seite 5

Sie fragen, wir antworten S. 13

BGH zu Gebot des rechtlichen Gehörs S. 15

Das Transparent S. 20

Ausflugstipp: Wandern im Schlaubetal S. 22



2  mieterschutz    4 / 2019

Liebe Mitglieder des Mieterschutzbundes Berlin,  
liebe Leser/innen des MIETERSCHUTZ, 

Lassen Sie uns ohne jede Aufgeregtheit und ohne 
jede Hektik über das Thema Enteignung und den 
Mietendeckel – der ggf. rückwirkend zum 18. Juni 
2019 in Kraft treten soll – naja, man kann ja alles mal 
versuchen, aus jedem Blickwinkel diskutieren und 
alle Für und Wider abwägen. 
Die einen meinen, mit diesen Überlegungen hätte 
das Wirtschaftsmodell der ehemaligen DDR doch 
gesiegt und befürchten den Untergang der sozia-
len Marktwirtschaft. Richtig ist zunächst, dass mit 
beiden Eingriffsinstrumenten keine neuen Wohnun-
gen geschaffen werden. Richtig ist aber auch, dass 
der Senat mit beiden Instrumenten keine Erfahrung 
hat, dass er beide Instrumente noch nie umgesetzt 
hat, und dass zu erwarten ist, dass die private Woh-
nungswirtschaft sich gegen diese Staatseingriffe 
erheblich zur Wehr setzen wird. Aber wir haben ja 
eine neue Justizministerin, die einerseits einräumt, 
dass die Mietpreisbremse weiterentwickelt wer-
den muss, und dass andererseits eine Enteignung 
auch möglich wäre…  wenn, ja wenn es keine an-
deren Möglichkeiten gibt, die angespannte Situa-
tion auf dem Wohnungsmarkt zu verbessern. Die-
se Darstellungsweise klingt auch nicht besser als 
das, was die ehemalige Justizministerin Frau Barley 
in Bezug auf die Mietpreisbremse gesagt hat. Pro-
blematisch ist bereits die Ausgangslage. Der Se-
nat ignoriert das Problem der vorliegenden Geset-
zeslage. Eine Ländergesetzgebung ist nur solan-
ge und soweit möglich, soweit der Bund nicht von 
seiner Gesetzgebungszuständigkeit Gebrauch ge-
macht hat. Der Bund hat aber das sogenannte Miet-
preisbindungsgesetz beschlossen. Damit liegt auf 
dem Gebiet des bürgerlichen Rechts eine zunächst 
erschöpfende Regelung für die zulässige Miethö-
he vor. Die einzige Möglichkeit wäre, dass der Senat 
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sich auf die Gesetzgebungskompetenz für das Woh-
nungswesen bezieht. Seit der Förderalismusreform 
steht hier die Gesetzgebungskompetenz allein den 
Ländern zu. Dies wäre ein Hintertürchen, um einen 
Mietendeckel als Landesgesetz zu erlassen. Ob die-
se Auslegung zulässig und möglich ist, werden die 
Verfassungsrichter klären müssen. Es ist sicher-
lich nicht übertrieben, wenn man an dieser Stelle 
zunächst feststellt, dass der Senat in Kenntnis der 
Entwicklung spät, viel zu spät, tätig wird und ggf. in 
ein offenes Messer, d. h.in eine nie enden werdende 
Prozesslawine, geraten wird. Der Senat will mit der 
5-jährigen Sperre die Gelegenheit nutzen, um aus-
reichend neue Wohnungen zu bauen, damit die Si-
tuation auf dem Wohnungsmarkt  sich entspannt. 
So begründet der Senat unter anderem sein Vor-
haben. Abgesehen davon kann noch nicht vorher-
gesagt werden, welchen Einfluss diese Vorgänge 
auf die private Bauwirtschaft haben werden. Kom-
men die Investitionen gänzlich zum Erliegen bzw. 
wird sich die private Wohnungswirtschaft mit Hin-
blick auf das unsichere Umfeld zurückhalten oder 
sich gar ein neues Terrain suchen, um sich zukünf-
tig ausschließlich der Errichtung von Büro und La-
dengeschäftsflächen zu widmen? In Anbetracht der 
hohen Geschäftsraummieten ein ebenfalls durch-
aus lukratives Geschäftsfeld, bis der Kreislauf auch 
hier wieder von vorne beginnt. Auch hier haben der 
Senat und die Bundesregierung bisher versagt. Es 
geht nicht um die Discounter, sondern in erster Li-
nie um die kleinen Ladengeschäfte, die einen Kiez 
beleben und liebenswert machen. So hat Frankreich 
in diesem Bereich bereits reagiert und schützt auch 
die kleineren Ladengeschäfte. Im Übrigen sind bei-
de Folterinstrumente auch nicht geeignet das zu 
erreichen, was augenblicklich zwingend notwen-
dig wäre. Weder der Mietendeckel noch eine Ent-
eignung führen nämlich dazu, dass die extrem ho-
hen Baulandpreise sinken werden. Bei den jetzigen 
Bodenpreisen dürfte es kaum möglich sein, über-
haupt nur ansatzweise an die Errichtung von sozi-
alem Wohnungsbau zu denken. Bei diesen Preisen 
lassen sich nur extrem hochwertige Wohnungen 
mit entsprechend hohen Mieten errichten. Abgese-
hen davon, dass Neubauwohnungen vom Mietende-
ckel ohnehin nicht erfasst werden, könnte eine Mie-
tenregulierung auch dazu führen, dass noch mehr 
Menschen, in der Annahme, dass in Berlin die Mie-
ten der Höhe nach beschränkt sind, gerade deshalb 
nach Berlin kommen. Auch dies ist ein Argument, 
das man mit bedenken sollte, wenn man meint, es 
ginge beim Mietendeckel nur um die Bestandsmiet-

verhältnisse. Es stellt sich auch die Frage, ob man 
damit nicht eine Ursache schafft, die ggf. dazu führt, 
dass die Vermieterseite auch gut gemeinte Moder-
nisierungen, Instandsetzungen oder gar Neubau-
ten unterlässt. So besteht beim Verband der Berli-
ner Wohnungsunternehmen die Befürchtung, dass 
die angepeilten 1,6 Milliarden für den Neubau im 
Jahre 2019 dann nicht mehr erreicht werden, wenn 
der Mietendeckel kommt und der nach deren An-
sicht auch deshalb keinen Sinn macht, weil die Mie-
ten seit 2012 nur um 3,3 % per anno gestiegen sind 
und mit durchschnittlich 6,15 Euro pro Quadratmeter 
deutlich unter dem Mietspiegel (6,72 Euro) liegen. 
Und wissen Sie, wer sich über die Mietenregulie-
rung, d. h. das Einfrieren der Mieten auf den aktuel-
len Stand, am meisten freut, natürlich die Mieter, die 
aufgrund ihrer sozialen Stellung ohnehin mit der ak-
tuellen Miete leben konnten. Die werden bei diesem 
Geschenk in die Hände klatschen und sagen: Bra-
vo Senat, hast alles richtig gemacht. Hier zeigt sich 
aber auch ein Grundproblem bei dieser Art der „För-
derung“: Den Mietern, die schon in der Vergangen-
heit „knappsen“ mussten, wird damit nicht geholfen. 
Ein ähnliches Problem tritt auch auf, wenn der Se-
nat noch häufiger dazu übergeht, sein sogenanntes 
Vorkaufsrecht wahrzunehmen. Auch hier kommen 
nur die Mieter in den Genuss einer steuerfinanzier-
ten Wohltat, die gerade zum Zeitpunkt des Erwer-
bes in diesem Haus wohnen, während andere Mie-
ter – vielleicht nur eine Hausnummer weiter – nach 
wie vor den dortigen Vermieterbedürfnissen ausge-
setzt sind. Abschließend muss man Folgendes doch 
festhalten: Die groben staatlichen Eingriffsmittel 
wie Enteignungen ganzer Wohnungsbaukonzerne, 
weitere Verfeinerung der Mietpreisbremse oder die 
Einführung eines Mietendeckels – egal auf welcher 
Rechtsgrundlage – sind staatliche Instrumentari-
en, die gegen das noch herrschende Wirtschafts-
system ohne jede erkennbare Effizienz gerichtet 
sind und lassen eine weitere Möglichkeit vollkom-
men außer Acht. Der Senat hat es bisher nicht ge-
schafft, im Sinne eines Schulterschlusses  mit der 
privaten Wohnungswirtschaft, den Wohnungsbau-
unternehmen und natürlich mit allen dazugehörigen 
Senatoren ein gemeinsames Konzept aufzustellen, 
das im Endergebnis dazu hätte führen können, dass 
alle beteiligten Kreise an einer Lösung des dringen-
den gesellschaftlichen Problems hätten mitarbeiten 
können. Hier ist einiges versäumt worden. 
 
Ihr Michael Müller-Degenhardt
Vorstandsvorsitzender 
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Durch die Ankündigung des Ber-
liner Senats der Verabschiedung 
eines Gesetzes zur Eindämmung 
weiterer Mietenanstiege (sog. 
Mietendeckel) ist die Situation im 
Hinblick auf Mieterhöhungen auf 
die ortsübliche Vergleichsmiete 
eskaliert. Wie auch andere Mieter-
verbände mussten wir die Erfah-
rung machen, dass die Vermieter 
aus Besorgnis, die Mieten in den 
nächsten fünf Jahren nicht erhö-
hen zu können, noch umgehend – 
bestenfalls vor dem angekündig-

ten Stichtag zum 18.6.2019 – Miet-
erhöhungsverlangen an die Mieter 
übersandten.

Dies führte in unserem Hause da-
zu, dass wir einen sehr deutlichen 
Anstieg der Beratungsnachfrage 
verzeichneten, der uns einiges ab-
verlangte. Nicht nur, dass die Mit-
arbeiterinnen in den Geschäftsstel-
len seit Mitte Juni über die Maßen 
viele telefonische Anfragen zu be-
wältigen hatten. Auch der zeitliche 
Vorlauf für einen persönlichen Be-
ratungstermin, wie auch die tägli-
che Telefonberatung, überstiegen 
teilweise das Maß dessen, was wir 

Zuletzt kam es häufiger vor, dass 
uns mietrechtliche Anfragen und 
dazugehörige Unterlagen per Mail 
mit der Bitte um Beantwortung 
übersandt werden. Wir weisen 
in diesem Zusammenhang dar-
auf hin, dass schriftliche Anfra-
gen nur in besonderen Ausnah-
mefällen, z.B. Ortsabwesenheit, 
Erkrankungen oder sonstige Ver-
hinderungen, bearbeitet werden 
können. Im Übrigen fällt hierfür ei-
ne Schriftwechselgebühr in Höhe 
von 10,00 Euro an.

organisatorisch und personell so 
kurzfristig ohne Auswirkungen be-
wältigen konnten.

Die meisten Mieterhöhungen gin-
gen den Mietern im Juni zu, so 
dass die Zustimmungsfrist zum 
31.8.2019 endet. Es kann daher 
nach wie vor dazu kommen, dass 
die Telefonberatung stark be-
ansprucht ist, so dass aufgrund 
der endlichen Leitungs- und Ge-
sprächskapazitäten Ihre Anrufe 
nicht (mehr) entgegengenommen 
werden können. Wir haben zwar 
kurzfristig die Anzahl der Bera-
tungen aufgestockt, um den ent-
standenen Wartezeiten entgegen-
zuwirken, jedoch kann es sowohl 
im Hinblick auf einen persönlichen 
Beratungstermin als auch im Rah-
men der Telefonberatung zu War-
tezeiten kommen.

Wir bitten um Ihr Verständnis!

Sollten Sie Unterlagen zu einem 
vereinbarten Telefontermin vorle-
gen wollen, wäre es wichtig, diese 
– wenn möglich – frühzeitig, spä-
testens am Vortag zu senden. Un-
terlagen, die nachts oder frühmor-
gens per Mail für einen an diesem 
Tag vereinbarten Termin übersandt 
werden, können häufig nicht mehr 
berücksichtigt werden.

INTERNES

Ankündigung zum Mietendeckel schafft Probleme

Angaben 
bei Zahlungen
In der Vergangenheit hatten wir 
bereits mehrfach darum gebeten, 
bei Überweisungen aller Art an 
den Verein die Mitgliedsnummer 
anzugeben! Haben Sie diese nicht 
zur Hand, vermerken Sie bitte un-
bedingt den vollständigen Na-
men des Mitgliedes! Beides kann 
im Verwendungszweck angege-
ben werden. Sind der Name des 
Überweisenden und des Mitglie-
des nicht identisch und fehlt auch 
die Angabe der Mitgliedsnummer, 
kann die Zahlung nicht korrekt zu-
geordnet werden. Mahnungen, 
die dann unnötigerweise aufwen-
dig geklärt werden müssen, sind 
die Folge. 

Schriftliche Anfragen 

Wir freuen
uns über Feedback
Die Redaktion des „Mieterschutz“  

freut sich über Anregungen, Anfragen oder 
sonstiges Feedback. Wir verweisen in die-

sem Zusammenhang insbesondere auch un-
sere Rubrik „Sie fragen, wir antworten“. 

Schicken Sie uns Ihre Fragen an: 
zentrale@mieterschutzbund.berlin!
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DER MIETENDECKEL

Art. 28 Abs. 1 der Verfassung von 
Berlin: „Jeder Mensch hat das 
Recht auf angemessenen Wohn-
raum. Das Land fördert die Schaf-
fung und Erhaltung von angemes-
senem Wohnraum, insbesondere 
für Menschen mit geringem Ein-
kommen, sowie die Bildung von 
Wohnungseigentum.“

Es war sicher nicht der geschick-
teste Schachzug des Berliner Se-
nates, sich am 18. Juni 2019 an die 
Presse zu wenden und die Verab-
schiedung eines Gesetzes zur Ein-
dämmung weiterer Mieterhöhun-
gen, den sog. Mietendeckel, anzu-
kündigen. Aber die Spatzen pfiffen 
es nach dem Parteitag der SPD-
Fraktion des Abgeordnetenhauses 
längst von den Dächern. Wie so-
dann die Vermieter und deren In-
teressenverbände auf diese An-
kündigung reagierten – nämlich 
schnell noch vor dem angekündig-
ten Stichtag massenweise Mieter-
höhungen an die Mieter zu über-
senden – dürfte ebenfalls nieman-
den überrascht haben.

Wie sieht der Zeitplan aus?

Es ist schwer, sich juristisch zu po-
sitionieren, wenn noch nicht ein-
mal ein konkreter Entwurf des Ge-
setzes diskutiert werden kann. 
Offensichtlich wird in der Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung 
– noch zum Zeitpunkt unseres Re-
daktionsschlusses – „mit heißer 
Nadel“ daran gestrickt. Im Oktober 
2019 soll der Gesetzesentwurf an 
das Abgeordnetenhaus von Ber-
lin übergeben werden. Dort wird 
er beraten und gegebenenfalls be-
schlossen. Inkrafttreten soll das 
Gesetz zum 1.1.2020.

Planung & Umsetzung – Kritik & Lob                            

Das Berliner Mietengesetz -  
Der Mietendeckel  von Rechtsanwältin Kati Selle

Was genau ist geplant?

Ziel des Mietendeckels ist die Ein-
dämmung der Höhe der ortsübli-
chen Vergleichsmiete in Berlin. 
Erreichen möchte man dies durch 
verschiedene mietpreisrechtliche 
Reglementierungen.

Die wichtigsten Ansätze aus dem 
Eckpunktepapier des Berliner Se-
nats vom 18.6.2019:

1. Mietenstopp für fünf Jahre
 
Alle Mieten sollen „eingefroren“ 
werden, d.h. es sollen keinerlei 
Mieterhöhungen möglich sein. Das 
soll auch für Mieterhöhungen nach 
Modernisierung oder Staffel- und 
Indexmieten gelten.

2. Festlegung von 
    Mietobergrenzen

Es soll eine Mietobergrenze fest-
gelegt werden, auf die nach An-
tragstellung die Mieten gesenkt 
werden. Eine konkrete Festlegung 
dieser generellen Mietobergren-
ze gibt es aber noch nicht. Ange-
dacht ist ein einkommensorien-
tierter oder nach baulichen Ge-
gebenheiten differenzierter Wert. 
Die Prüfung der Anträge auf Ab-
senkung der Miete soll amtlich er-
folgen.

3. Begrenzung der Wieder- 
    vermietungsmiete

Bei Neuabschluss eines Mietver-
trages soll lediglich eine Miete in 
einer Höhe, die der Vormieterhaus-
halt gezahlt hat, zulässig sein. Die 
festgelegte Mietobergrenze darf 
nicht überschritten sein.

Die Regelungen des sog. Mieten-
deckels sollen mit dem Tag der 
Beschlussfassung durch den Se-
nat, d.h. rückwirkend sodann zum 
18.06.2019 greifen. Das Gesetz 
soll auf fünf Jahre befristet sein. 
Es soll für alle nicht preisgebun-
denen Wohnungen, d.h. für ca. 
1,5 Mio. Mietwohnungen in Mehr-
familienhäusern in Berlin, gelten. 
Wohnungsneubau soll vom Gesetz 
ausgenommen sein. Somit wären 
keine Erstvermietungen in Neu-
bauwohnungen betroffen.

Für Modernisierungsumlagen sol-
len besondere Genehmigungs- 
und Anzeigepflichten gelten. Mo-
dernisierungsumlagen, durch die 
die Bruttowarmmiete um mehr als 
0,50 Euro/m² steigt, sollen geneh-
migungspflichtig werden. Darunter 
liegende Mieterhöhungen sollen 
angezeigt werden müssen.

Wirtschaftliche Härtefälle sollen 
von Vermietern nach Nachweis 
geltend gemacht werden können. 
Sodann wären im Ausnahmefall 
höhere Mieterhöhungen möglich. 
Dem davon betroffenen Mieter 
soll, sofern er Anspruch auf Ertei-
lung eines Wohnberechtigungs-
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nächst) dennoch getragen werden 
muss. Kompliziert wird der Sachver-
halt zudem dann, wenn ein vom Ver-
mieter geltend gemachter finanziel-
ler Härtefall streitig ist. Eine Situa-
tion, die für den Mieter nur schwer 
zu überblicken ist. Zudem der Mie-
ter regelmäßig im Verwaltungsver-
fahren um etwaige Erteilung einer 
Ausnahmegenehmigung – z.B. bei 
Modernisierungsmieterhöhungen – 
nicht Beteiligter ist.

Kurz gefasst: Sollte das Berliner 
Mietengesetz in der beabsichtig-
ten Form in Kraft treten, werden 
sich alle Beteiligten – Mieter, Ver-
mieter, Behörden, Gerichte, Miet-
rechtler, Rechtschutzversicherer 
– auf eine gerichtliche Klärung der 
Sachverhalte einrichten müssen.   
 
Welche Kritik ist anzubringen?   

Sofern der Senat an die Einfüh-
rung des Berliner Mietengesetzes 
auch die Hoffnung knüpft, die Kauf-
preise von Immobilien würden sin-
ken, dürfte das aus unserer Sicht 
nicht eintreten. Erfahrungsgemäß 
und dies lässt sich an der Vielzahl 
von Eigenbedarfskündigungen er-
messen, die in den zurückliegen-
den Monaten ausgesprochen wor-
den sind, wird Wohnungseigentum 
aktuell häufig zum Zweck der Eigen-
nutzung erworben. Solange die Zin-
sen so günstig und die bisherigen 
Mieten so hoch sind, wird die Nach-
frage nach Wohneigentum, die den 
Preis reguliert, in naher Zukunft un-
gebrochen hoch bleiben.
 
Sofern der Senat infolge des Er-
lasses des Berliner Mietengeset-
zes davon ausgeht, dass es zu einer 
ansteigenden Fluktuation der Mie-
ter kommt, dürfte auch dies fraglich 
sein. Die Hoffnung, kleinere Haus-
halte machen größere Wohnungen 
frei, wird sich nur begrenzt erfüllen. 
Häufig handelt es sich um jahrelan-
ge Mietverhältnisse älterer Mieter, 
die weit unter heutigem Niveau lie-
gende Mieten tragen und emotio-
nal sehr stark mit der Wohnung und 
dem Wohnumfeld verwachsen sind.

scheins hat, ein finanzieller Aus-
gleich gewährt werden.

Verstöße gegen das geplante Ber-
liner Mietengesetz sollen als Ord-
nungswidrigkeit mit einer Geldbu-
ße von bis zu 500.000,00 Euro ge-
ahndet werden.

Was ist der Hintergrund des 
Mietendeckels?

Die beabsichtigten Maßnahmen 
des Berliner Senats sollen da-
zu führen, dass die Werte der im 
Berliner Mietspiegel ausgewiese-
nen ortsüblichen Vergleichsmiete 
nicht weiter ansteigen. Hier wer-
den nämlich Daten zu Neuvermie-
tungen und Mietänderungen der 
letzten vier 4 Jahre erfasst. Stei-
gen diese Werte nicht an, steigen 
auch die Werte im Berliner Miet-
spiegel nicht.

Darüber hinaus erhofft sich der 
Senat eine fünfjährige Verschnauf-
pause, nach deren Ablauf aufgrund 
verstärkten Wohnungsneubaus, 
grundsätzlich eine Beruhigung auf 
dem Berliner Wohnungsmarkt ein-
treten soll. 

Wie haben Vermieter bisher  
reagiert?  

Haus und Grund, der wohl größte 
und bekannteste Vermieterverband, 
sah sich durch die Ankündigung des 
Berliner Senates veranlasst, seinen 
Mitgliedern die Geltendmachung al-
ler denkbaren Mieterhöhungen noch 
vor dem 18.06.2019 zu empfehlen. In-
folge dessen, wird sich zumindest 

das beabsichtigte Mieterhöhungs-
verbot nicht so umfassend gravie-
rend auf dem Mietenmarkt auswir-
ken. Nunmehr haben fast ausnahms-
los alle Vermieter die Mieten nach 
§ 558 BGB erhöht, sodass in vielen 
Mietverhältnissen in den nächsten 
zwei bis drei Jahren sowieso kei-
ne Mieterhöhung mehr möglich ist. 
Sehr häufig wurden die sog. Kap-
pungsgrenze wie auch die Höhe der 
zulässigen ortsüblichen Vergleichs-
miete ausgereizt. So bleibt vielen 
Berliner Mietern lediglich die Hoff-
nung auf die Festlegung einer Mie-
tobergrenze und die Begrenzung der 
Neuvermietungspreise. 

Was wird zukünftig passieren?

Eines der ungünstigen denkba-
ren Szenarien ist, dass die Ver-
mieter, denen womöglich Anleger 
oder Investoren im Nacken sitzen, 
den Mietendeckel nicht akzeptie-
ren. Sie werden – sofern die übri-
gen gesetzlichen Voraussetzungen 
vorliegen – dennoch Mieterhöhun-
gen an Mieter übersenden. Stimmt 
der Mieter unter Berufung auf den 
Mietendeckel nicht zu, wird der 
Vermieter Zustimmungsklage ein-
reichen. Erstinstanzlich zustän-
dig ist das Amtsgericht, eine Beru-
fungs- und auch Revisionsinstanz 
ist denkbar. Möglich ist auch – wie 
im Hinblick auf die sog. Mietpreis-
bremse bereits geschehen – eine 
Vorlage zum Bundesverfassungs-
gericht. Dies wiederum bedeutete, 
dass gerichtliche Verfahren bis zur 
Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts ausgesetzt werden 
können. Für Mieter würde damit ei-
ne  jahrelange Rechtsunsicherheit 
einhergehen.

Zur Vermeidung von Mietrückstän-
den aufgrund der rückwirkend ge-
richtlich „ersetzten“ Zustimmung 
zur Mieterhöhung müssten Mie-
ter den streitigen Erhöhungsbetrag 
sicherheitshalber zurücklegen. In 
praktischer Hinsicht führt dies im Er-
gebnis dazu, dass die monatliche fi-
nanzielle Mehrbelastung durch die 
(unzulässige?) Mieterhöhung (zu-
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Die beabsichtigte Begrenzung der 
Neuvermietungspreise, wird unmit-
telbar dazu führen, dass in jetzt ab-
geschlossenen Mietverträgen lan-
ge Kündigungsausschlussfristen 
(wechselseitig bis zu vier Jahren 
möglich) vereinbart werden. Immer-
hin unterläge eine weitere Vermie-
tung nach Inkrafttreten des Berli-
ner Mietengesetzes gegebenenfalls 
dann der Mietobergrenze.

Auch städtische Wohnungsbau-
gesellschaften, die maßgeblich 
den Neubau von Mietwohnun-
gen in Berlin anschieben, müss-
ten – obgleich nach der Koopera-
tionsvereinbarung „Leistbare Mie-
ten, Wohnungsneubau und soziale 
Wohnraumversorgung“ schon in 
der Miet erhöhungsmöglichkeit be-
schränkt – weitere finanzielle Ein-
schränkungen kalkulieren. Das gilt 
auch für Genossenschaften.

Ein evident wichtiger und neu-
ralgischer Punkt, der insbeson-
dere Juristen erhebliches Kopf-
zerbrechen bereitet, ist die Fra-
ge der Gesetzgebungskompetenz 
des Landes Berlin. Mögen Verfas-
sungsrechtler – mit hinreichen-
der Wahrscheinlichkeit die Rich-
ter des Bundesverfassungsge-
richtes – beurteilen, ob das Land 
Berlin nach der Förderalismusre-
form auf der Grundlage des Art. 70 
Abs. 1 GG nunmehr ermächtigt ist, 
derartige gesetzliche Regelungen 
zum Wohnungswesen zu treffen. 

Hinzu kommen materiell-rechtliche 
Bedenken im Hinblick auf einen Ein-
griff in Art. 14 GG (Schutz des Eigen-
tums) unter anderem wegen der be-
absichtigten Festlegung von Mieto-
bergrenzen sowie der Begrenzung 
der Neuvermietungspreise. Hier ist 
Fingerspitzengefühl gefragt, um ei-
ne solche Beschneidung der Grund-
rechte rechtfertigen zu können. 
Auch über die Fragen, ob, wann und 
in welchem Umfang Mieterhöhun-
gen nach Modernisierungen mög-
lich und ob die Regelungen tatsäch-
lich auf Mieterhöhungen rückwir-
kend ab dem 18.6.2019 anwendbar 

sein sollen, wird man sich mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zukünftig de-
tailliert juristisch auseinanderset-
zen müssen.

Spannend bleibt nicht zuletzt die 
Frage, wie sich die geplanten Re-
gelungen des Mietendeckels auf 
die Vorschriften zur Mietpreis-
bremse auswirken. Zwar soll die 
„Mietpreisbremse“ vom „Mieten-
deckel“ unberührt bleiben. Jedoch 
ist fraglich, ob die landesrechtliche 
Mietpreisbegrenzungsverordnung, 
die eine Mietberufungskammer 
am LG Berlin schon jetzt mangels 
ausreichender Abwägung für nicht 
verfassungsgemäß hält, dann noch 
zu halten ist. Sie läuft im Übrigen 
zum Ablauf des 31.05.2020 aus. 

Fazit

Ein guter, aber unsicherer Weg, 
den der Berliner Senat hier ein-
schlägt, der nicht dazu verleiten 
sollte, den Mietendeckel als All-
heilmittel zu betrachten. Andere 
Wege, Alternativen und Möglich-
keiten dürfen nicht unbeachtet 
bleiben. Insbesondere muss der 
Neubau von Mietwohnungen kon-
sequent vorangetrieben werden.

Selbstverständlich ist das An-
sinnen der Politik, wird es nun 
auch sehr (zu?) spät erst konkret 
in Angriff genommen, grundsätz-
lich zu begrüßen. Doch mehre-

re rechtliche Hürden sind schon 
jetzt ersichtlich. Allein der Um-
stand, dass es nach Pressebe-
richten (u.a. im Tagesspiegel) be-
reits innerhalb der Koalition Ge-
sprächsbedarf gibt, dürfte zu 
einer ernsten und umfassenden 
Auseinandersetzung im Abgeord-
netenhaus, welches das Gesetz 
immerhin beschließen muss, füh-
ren. Da Rechtsexperten aus SPD- 
und Grünen-Fraktion sich bereits 
kritisch äußerten, wird das Geset-
zesvorhaben sicher nicht einfach 
„durchgewinkt“ werden.

Im Ergebnis ist allen Berliner Mie-
terinnen und Mietern  – ob nun der 
Mietendeckel kommt oder nicht –
anzuraten, eine bei Ihnen zuge-
gangene Mieterhöhung inhaltlich 
zu prüfen. Die Erfahrungen der 
letzten Wochen haben gezeigt, 
dass viele Mieterhöhungen inhalt-
lich falsch oder überhöht sind.
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Aktuelles aus Berlin 
 
Vorkauf in Lichtenberg – Vorläufiger Milieuschutz – Bauvorha-
ben in Steglitz-Zehlendorf – Wohnungsbau in Lichterfelde – Vor-
kauf in Oberschöneweide – Internetauftritt des Senats – Weitere 
Städtebauförderungsprogramme

Erster Vorkauf in  

Lichtenberg vollzogen

Der Bezirk Lichtenberg hat in der Ire-
nenstraße im Weitlingkiez zum ers-
ten Mal sein im Milieuschutzgebiet 
bestehendes Vorkaufsrecht ausge-
übt: Zum Verkauf stand ein Haus für 
mehrere Millionen Euro. Das ist für 
den Bezirk viel zu teuer, deshalb hat 
Lichtenberg sein Vorkaufsrecht an 
die landeseigene Wohnungsbauge-
sellschaft Howoge weitergegeben. 
Sie hat nun den Kaufvertrag unter-
schrieben, das Haus gehört ihr.

Mittlerweile sind auch die Wi-
derspruchsfristen des ursprüngli-
chen Käufers abgelaufen, sodass 
der (Vor-)Kauf nunmehr rechts-
gültig und abgeschlossen ist.

In einem weiteren Fall in der Kern-
hofer Straße hatte das Bezirksamt 
Lichtenberg ebenfalls angestrebt, 
gemeinsam mit der Howoge sein 
Vorkaufsrecht wahrzunehmen. Dort 
hat der neue Eigentümer aber ei-
ne Abwendungsvereinbarung mit 
dem Bezirksamt geschlossen. Da-
mit verpflichtet er sich unter Straf-
androhung, die Ziele des Milieu-
schutzgebietes umzusetzen. Damit 
ist das Vorkaufsrecht des Bezirks er-
loschen. 

Vorläufiger „Milieuschutz“ 

in Teilen von Spandau

Das Bezirksamt Spandau hat die 
Aufstellung von sozialen Erhal-
tungsverordnungen, besser be-

kannt als „Milieuschutzgebiete“, 
für die Gebiete „Altstadt/Neu-
stadt“ sowie „Wilhelmstadt“ be-
schlossen. Mit der Bekanntma-
chung im Amtsblatt von Berlin, die 
am 5. Juli 2019 erfolgte, können nun 
geplante Bauvorhaben für bis zu 
12 Monate zurückgestellt werden. 
Die Beschlüsse umfassen rd. 3.200 
Wohngebäude mit 30.000 Wohnun-
gen und 44.000 Einwohnern.

Dem Beschluss ging ein von Bezirks 
beauftragtes sogenanntes „Grob-
screening“ voraus. In diesem Gut-
achten wurde untersucht, ob es in 
Spandau Bereiche gibt, in denen 
Aufwertungsprozesse zu Verdrän-
gung und damit möglicherweise zu 
einer veränderten Zusammenset-
zung der Bevölkerung führen wür-
den. Für die beiden beschlosse-
nen Gebiete lagen ausreichend Ver-
dachtsmomente vor, so dass nun in 
weiteren vertiefenden Untersuchun-
gen im Spätsommer geprüft werden 
soll, ob die Voraussetzungen vorlie-
gen, soziale Erhaltungsgebiete förm-
lich festzusetzen.

Vielfältige Bauvorhaben  

in Steglitz-Zehlendorf – 

studentisches Wohnen am 

Steglitzer Damm

Die Bauarbeiten am Steglitzer Damm 
60/64 haben begonnen. Es entsteht 
ein sechsgeschossiges Gebäude 
mit Staffelgeschoss, das künftig 57 
Wohneinheiten, zwischen Ein-und 
Vierzimmerwohnungen, bieten wird. 

Die Zielgruppe besteht vor allem aus 
Studenten und Auszubildenden. Der 
Neubau führt die vorhandene Nach-
barbebauung fort und betont die 
Kreuzungsecke. 49 der 57 Wohnein-
heiten werden barrierefrei.

Wohnungsbau am  

Postamt Lichterfelde

Ebenfalls begonnen haben die Bau-
arbeiten am Hindenburgdamm 1. 
Hier entstehen insgesamt 48 Wohn-
einheiten sowie zusätzliche Gewer-
beräume. Parallel zur Grundstücks-
grenze am Teltowkanal entsteht 
ein weiterer Gebäudeteil. Der Clou: 
Auf dem intensiv begrünten Dach 
der Tiefgarage wird ein Garten mit 
Spielplatz in einer Größe von ca. 
200qm entstehen.

Am Hindenburgdamm handelt es 
sich um eine Umnutzung zu Wohn- 
und Gewerbezwecken im denkmal-
geschützten „Postamt Lichterfel-
de“. Ein Wohn- und Gewerbebau 
wird den denkmalgeschützten Ge-
bäudeteil ergänzen.

Am Teltowkanal entsteht ein geglie-
dertes drei- bis viergeschossiges 
Wohngebäude mit Staffelgeschos-
sen. Bei diesen Wohneinheiten han-
delt es sich um Eigentumswohnun-

AKTUELLES AUS BERLIN
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gen. Ein zweigeschossiger Gewer-
bebau an der Königsberger Straße 
schließt den Hof und dient unter an-
derem dem Lärmschutz. Die Zufahrt 
zur eingeschossigen Tiefgarage mit 
insgesamt 34 Stellplätzen, davon 
ein Stellplatz für Menschen mit Be-
hinderung, erfolgt durch den neuen 
Anbau am Hindenburgdamm.

Bezirk übt Vorkaufsrecht in 

Oberschöneweide aus

Zum zweiten Mal hat das Bezirks-
amt Treptow-Köpenick das Vor-
kaufsrecht ausgeübt. Es handelt 
sich hierbei um die Firlstraße 31 
in Oberschöneweide. Da die ur-
sprüngliche Käuferin die Möglich-
keit zur Unterzeichnung einer Ab-
wendungsvereinbarung nicht nutz-
te, gehen die 21 Wohnungen nun 
in das Eigentum der landeseige-
nen Wohnungsbaugesellschaft De-
gewo AG über, welche in den Kauf-
vertrag eingestiegen ist und somit 
das Grundstück stellvertretend für 
den Bezirk erworben hat.

Senatsverwaltung 

ergänzt Internetauftritt

Der Mietspiegel beschäftigt nicht 
nur Vermieter und Mieter, sondern 
immer wieder auch die Gerichte. 
Um Interessierten einen Überblick 
zu relevanten Urteilen zu geben, hat 
die Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Wohnen nun den In-
ternetauftritt zu dem im Mai veröf-
fentlichten Mietspiegel 2019 um ei-
ne Zusammenfassung ausgewählter 
Rechtsprechungen, insbesondere 
zur Orientierungshilfe für die Span-
neneinordnung, ergänzt. Diese ent-
hält hauptsächlich Fallbeispiele re-
levanter Urteile ab dem Mietspiegel 
2017. Neben dem Merkmal/Sachver-
halt sind eine Kurzdarstellung der 
Entscheidung sowie Aktenzeichen 
und Datum des Urteils enthalten. Ei-
ne Einstellung der Urteile selbst er-
folgt nicht. 

Weitere Gebiete 

profitieren von Programmen 

der Städtebauförderung

Das Böttgerstraßenviertel an der 
Pankstraße und das Nikolaiviertel 
in Mitte sowie die Gebiete um die 
Langhansstraße in Pankow und die 
Baumschulenstraße in Treptow-Kö-
penick sollen in den nächsten Jah-
ren mit jeweils spezifischen Zielstel-
lungen weiterentwickelt werden. 
Der Senat hat dazu in seiner Sitzung 
am 25.06.2019 wie folgt beschlos-
sen:

In den Gebieten Böttgerstraßen-
viertel und Langhansstraße liegt 
der Fokus bei der Verbesserung 
der Wohn-, Arbeits- und Umwelt-
bedingungen sowie der Nutzung 
bisher ungenutzter Potenziale für 
bedarfsgerechtes Wohnen, Ge-
werbe, Kultur und neue Grünräu-
me. Die Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Wohnen 
wird für beide Gebiete über vorbe-
reitende Untersuchungen gemäß 

§ 141 Baugesetzbuch die Möglich-
keit des Einsatzes eines integrier-
ten Stadterneuerungsverfahrens 
prüfen.

Das Nikolaiviertel soll als lebendi-
ger Anziehungspunkt für touristi-
sche und Berliner Besucherinnen 
und Besucher aufgewertet wer-
den. Dabei geht es u.a. um attrak-
tivere Gestaltungen für einzelne 
Wege und Plätze sowie Verbesse-
rungen bei der Erreichbarkeit des 
Viertels. Unterstützt wird die Auf-
wertung des Viertels über das Pro-
gramm Städtebaulicher Denkmal-
schutz.

Im Gebiet Baumschulenstraße geht 
es um die Aufwertung des Orts-
teilzentrums Baumschulenweg bei 
Minderung der Beeinträchtigungen 
durch den verstärkten Kfz-Durch-
gangsverkehr, die Verbesserung 
der sozialen und grünen Infrastruk-
turausstattung sowie Wohnungs-
neubau an geeigneten Standorten. 
Im Gebiet kommt das Programm Ak-
tive Zentren zum Einsatz. Für beide 
Gebiete erstellen die Bezirke in-
tegrierte städtebauliche Entwick-
lungskonzepte.  

MIETE UND MIETRECHTAKTUELLES AUS BERLIN
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DER RECHTSBERATER

weisen Gebrauchsüberlassung nur 
dann zumutbar sei, wenn ihm ein 
angemessener Untermietzuschlag 
gezahlt würde, beweispflichtig ist 
und er hierfür konkrete Umstän-
de oder messbar wirtschaftliche 
Nachteile vortragen muss. So kam 
es in der Praxis selten zur Erhebung 
von Untermietzuschlägen oder aber 
es wurden Zuschläge  im Bereich 
von 10,00  bis 20,00 Euro pro Monat 
vereinbart.

Im Jahre 2011 entschied der Bun-
desgerichtshof (BGH, Urteil vom 
2. Februar 2011 – VIII ZR 74/10), dass 
eine unerlaubte Untervermietung, 
trotz bestehenden Anspruchs des 
Mieters, im Einzelfall zur Kündigung 
des Mietverhältnisses führen kann. 
Findige Vermieter sehen bis heu-
te die Chance durch Ablehnung oh-
ne Angabe von Gründen oder einfa-

ches Schweigen, dem Mieter, der 
häufig finanziell auf die Erteilung 
der Genehmigung angewiesen ist, 
zu kündigen, wenn er trotz fehlen-
der ausdrücklicher Genehmigung, 
die teilweise Gebrauchsüberlas-
sung (Untervermietung) durchführt. 
Im Ergebnis sehen sich viele Mie-
ter mit kostenträchtigen und risi-
kobehafteten Räumungsprozessen 
konfrontiert, in welchen sie das Ge-
richt überzeugen müssen, dass ih-
nen der Anspruch auf die Erteilung 
der Genehmigung zustand. Gelingt 
dies nicht, steht der Bestand des 
Mietverhältnisses auf dem Spiel. 
Mit dieser Entscheidung kam be-
reits Bewegung in das Thema „Un-
termietzuschlag“, da nun vermehrt 
Forderungen aufgestellt wurden 
und die Vermieter die Genehmigung 
von der Zustimmung der Mieter ab-
hängig machten.

Noch mehr Fahrt nahm das Thema 
durch einen Beschluss der damals 
18. (heute 64.) Zivilkammer des 
Landgerichts Berlin auf  (LG Berlin: 
18 T 65/16). In diesem Beschluss 
stellte die 18. Kammer ohne wei-
tere Begründung fest, dass die Er-
teilung der Genehmigung zur teil-
weisen Gebrauchsüberlassung für 
Vermieter nur dann als zumutbar 
gelte,  wenn dieser als Untermiet-
zuschlag 20%, in besonderen Fäl-
len sogar 25%, des zu vereinbaren-
den Untermietzinses erhält. Dies 
sei angemessen sofern der Mieter 
eine ortsübliche oder darunter lie-
gende Miete zahle.

In Absatz 2 von § 553 BGB heißt es:

Ist dem Vermieter die Überlassung 
nur bei einer angemessenen Er-
höhung der Miete zuzumuten, so 
kann er die Erlaubnis davon abhän-
gig machen, dass der Mieter sich 
mit einer solchen Erhöhung einver-
standen erklärt.

Im Rahmen der anschließenden 
Diskussion müsste sich nun alles 
um den Begriff „zumutbar“ drehen, 
um zu definieren was „zumutbar“ 
i.S.d. Gesetzes bedeutet.

Bis zum Jahr 2011 wurde diese Fra-
ge zwar immer wieder von den ver-
schiedenen Kammern des Berliner 
Landgerichts beantwortet. Über-
wiegend wurde entschieden, dass 
der Vermieter dafür, dass ihm die 
Erteilung der Genehmigung zur teil-

Aus der Sicht eines Rechtsberaters

Der Untermietzuschlag
Ein seit Jahren ständig wiederkehrendes Thema im Rahmen meiner 
Beratung beim Mieterschutzbund Berlin e.V. ist die Frage, ob und 
wann die vermieterseitige Forderung nach einem Untermietzuschlag 
im Rahmen einer teilweisen Gebrauchsüberlassung nach § 553 Bür-
gerliches Gesetzbuch (BGB) gerechtfertigt und angemessen ist.
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In der Folge stellten Vermieter re-
gelmäßig Forderungen in erheb-
licher Höhe auf und machten die 
Erteilung der Genehmigung zur 
Untervermietung von der monatli-
chen Zahlung von 20% des Unter-
mietzinses abhängig oder von der 
Zahlung von Beträgen im Bereich 
von 50 Euro und darüber. Im Ein-
zelfall wurden Beträge von bis zu 
150 Euro für die Genehmigung zum 
Zuzug der Lebensgefährtin ver-
langt. 

Lehnte der Mieter in diesen Fällen 
die Zahlung des Untermietzuschla-
ges ab, wurde die Genehmigung 
durch den Vermieter in der Regel 
versagt. Somit blieb es bei dem 
oben erwähnten Risiko einer Kün-
digung und nachfolgenden Räu-
mungsklage, sollte der Mieter die 
Untervermietung trotz formal feh-
lender Genehmigung tatsächlich 
durchführen.

Auch im Jahr 2019 kommen regel-
mäßig Mitglieder in die Beratung 
und teilen mit, dass der Vermieter 
für die Erteilung der Genehmigung 
auf teilweise Untervermietung 
Zuschläge in Höhe von 50,00   Eu-
ro oder mehr fordert. Und dies 
obgleich keine Berliner Landge-
richtskammer den o.g. Beschluss 
aus dem Jahr 2016 nachfolgend 
bestätigt hat. Im Gegenteil. Erst 
im Februar 2019 hat genau diese 

Kammer des Landgerichts wie-
der entschieden, dass der Ver-
mieter nur dann die Erteilung der 
Genehmigung zur teilweisen Un-
tervermietung von der Erhebung 
eines Zuschlages auf den Miet-
zins abhängig machen darf, wenn 
er konkrete Umstände und wirt-
schaftliche Nachteile nachweist 
(LG Berlin 64 S 104/18). So haben 
mittlerweile auch die 67. und 65. 
Zivilkammer des LG Berlin ent-
schieden (LG Berlin, 67 S 212/17; 65 
S 427/18) und sind dem Beschluss 
der 18. Zivilkammer nicht gefolgt. 

Wobei eine dieser Kammern dem 
Verfasser in einem ähnlichen Ver-
fahren im Jahr 2018 mitgeteilt hat, 
dass ein Zuschlag von 20,00 Eu-
ro immer angemessen und dies im 
Übrigen herrschende Meinung sei. 
Es besteht also nach wie vor ein 
Risiko, dass in einem konkreten 
Rechtsstreit vor Gericht, das Land-
gericht von dieser Rechtsauffas-
sung abweicht und ohne weitere 
Sachprüfung einen Zuschlag von 
bis zu 20,00 Euro für den Vermieter 
absegnet. 

Im Ergebnis sollten Mieter, die ei-
ne teilweise Untervermietung im 
rechtlichen Sinne (hierzu gehört 
auch die tatsächliche Abwesen-
heit des Mieters bei Aufrechter-
halten der Sachherrschaft über 
das Mietobjekt) beabsichtigen, 

Rechtsanwalt Braemer ist seit 
2008 für den Mieterschutzbund 
Berlin e.V. als Rechtsberater tä-
tig. Er verfügt über umfangreiche 
Erfahrungen auf dem Gebiet des 
Miet- und Wohnungseigentums-
rechts und ist als selbstständiger 
Rechtsanwalt in Berlin tätig.

sich diesbezüglich in einer unse-
rer Filialen beraten lassen. Insbe-
sondere dann, wenn der verlangte 
Untermietzuschlag 20,00 Euro mo-
natlich übersteigt und keine wirt-
schaftlichen Gründe und andere 
konkrete Nachteile für den Vermie-
ter von diesem vorgebracht wer-
den oder erkennbar sind. 

Insbesondere, wenn der Vermieter 
einen Zuschlag von unter 20,00 Eu-
ro verlangt, sollte im Einzelfall un-
ter Berücksichtigung der konkre-
ten Umstände eine besondere 
rechtliche und tatsächliche Abwä-
gung des Sachverhaltes erfolgen. 
Hierbei sind das Urteil des Bun-
desgerichtshofes aus dem Jahr 
2011, die Frage des Bestehens ei-
ner Rechtsschutzversicherung so-
wie die persönliche Bereitschaft 
ein Verfahren zu führen die ent-
scheidenden Kriterien. Bei dieser 
Abwägung stehen wir Ihnen gerne 
in einem persönlichen Beratungs-
gespräch zur Seite.

Ihr Rechtsanwalt  
Andreas Braemer 
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Haushalt im Griff - Einfach, schnell und nachhaltig

Ausbildung und Studium

Buch, 16,90 Euro
1. Auflage 2018, 200 Seiten

Das bisschen Haushalt …
 Viele praktische Tipps, nicht nur für eine 

junge Zielgruppe
 Alles Wichtige schnell finden und umset-

zen: Piktogramme und Farbleitsysteme 
helfen bei der Orientierung

 Persönliche Empfehlungen: Tipps von 
Bloggern und Kurzinterviews mit Exper-
ten

 Nachhaltigkeitstipps, zum Beispiel: War-
um ist Alufolie problematisch?

 Mythos und Wahrheit: Salz auf Rotwein-
flecken – eine gute Idee?

 Hinweise zur Sicherheit: Keine Putz mittel 
mischen

 Buch, 16,90 Euro
1. Auflage 2019, 160 Seiten

  Erfolgreich in Betrieb und Berufsschule: 
Rechte am Arbeitsplatz, eigenes Gehalt, 
Steuererklärung

  Erfolgreich an der Uni: Ausgaben und Ver-
günstigungen für Studenten; BaföG, Sti-
pendien, Nebenjob; Studienkredite

 Was tun in der Warteschleife? Freiwilli-
gendienste, Arbeiten und Reisen

 Nebenjobs und Praktika, auch im Ausland
 Gut versichert: wichtiger Schutz während 

Ausbildung und Studium

Jetzt geht's los – Egal, wohin es nach der 
Schule geht: Eine spannende Zeit beginnt – 
mit neuen Kontakten, Aufgaben, Herausfor-

derungen. Auch finanziell und rechtlich bringt die Ausbildungszeit einige Veränderun-
gen mit sich. Die Suche nach einer Krankenkasse, die Steuererklärung oder der erste 
eigene Mietvertrag. Angesprochen werden sowohl die jungen Leute, die sich für eine 
duale oder eine schulische Ausbildung entscheiden, als auch Studierende. Und auch 
wer nach der Schule noch nicht genau weiß, in welche Richtung es gehen wird, findet 
Tipps für die Warteschleife.
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 Ich habe mehrere Steckdo-
sen im Wohnzimmer meiner neu-
en Wohnung. Von diesen funktio-
niert aber lediglich eine Dose. Der 
Vermieter weigert sich, die ande-
ren Dosen instand zu setzen. Er 
sagt mir, ich hätte das so angemie-
tet („gemietet wie besehen“). Au-
ßerdem würde er mir ja immer-
hin die Stromentnahme im Wohn-
zimmer ermöglichen. Der Rest sei 
mein Problem. Wie gehe ich da-
mit um?

Sandra M., Berlin

Hier haben Sie einen Anspruch auf 
Mängelbeseitigung gegenüber Ih-
rem Vermieter. Ein Mangel liegt im-
mer dann vor, wenn die tatsächliche 
Ist-Beschaffenheit von der miet-
vertragliche vereinbarten Soll-Be-
schaffenheit (negativ) abweicht. 
Grundsätzlich kommt es also dar-
auf an, was die Mietvertragspartei-
en bei Anmietung vereinbart haben. 
Denkbar ist daher durchaus eine 
(stillschweigende) Abrede, dass be-
stimmte Ausstattungen einer Miet-
wohnung „hingenommen“ werden 
– „gemietet wie besehen“. Eine still-
schweigende Abrede dahingehend, 
dass es mietvertraglich in Ordnung 
ist, dass die Steckdosen nicht funk-
tionieren dürfte nicht vorliegen, da 
Sie wahrscheinlich davon ausgin-
gen, dass die Steckdosen funktio-
nieren würden. Und das dürfen Sie 
auch. Die Rechtsprechung fordert 
keine besondere Prüfpflicht bei An-
mietung.  

In dieser Rubrik beantworten wir kurz allgemeine Fragen, 
die Sie an uns gerichtet haben. Selbstverständlich kann 
dies keine Rechtsberatung ersetzen. Jedoch kann die Be-
antwortung der Fragen Anlass bieten, die Angelegenheit 
rechtlich tiefgreifender zu betrachten. Manchmal ist sie 
auch Indiz dafür, dass ein weiteres Vorgehen nicht gebo-
ten erscheint.
 

In den letzten Jahren kam 
meine Betriebskostenabrechnung 
immer im Juni. Jetzt ist die Ab-
rechnung für das Jahr 2018 im-
mer noch nicht da. Was kann ich 
da tun?

Lars W., Berlin

Sofern Ihr Vermieter eine kalen-
derjährliche Nebenkostenabrech-
nung, d.h. für den Zeitraum vom 1.1. 
bis 31.12. eines Jahres, erstellt, tun 
Sie (zunächst) nichts. Ihr Vermie-
ter hat zwölf Monate Zeit, Ihnen die 
Abrechnung mitzuteilen. Ist die Ab-
rechnung also nicht bis zum 31.12. 
des auf den Abrechnungszeitraum 
folgenden Jahres bei Ihnen, ist sie 
verspätet. Der Vermieter ist dann 
regelmäßig mit der Geltendma-
chung einer Nachforderung ausge-
schlossen. Ergibt sich aus einer ver-
späteten Abrechnung ein Guthaben 
zu Gunsten des Mieters kann dies 
jedoch geltend gemacht werden. 
Mieter sollten daher zur Reduzie-
rung eines Nachforderungsrisikos 
die Mitteilung der Nebenkosten-
abrechnung erst nach Ablauf der 
12-monatigen Abrechnungsfrist an-
mahnen, bei kalenderjährlicher Ab-
rechnung für 2018 daher frühestens 
am 1.1.2020.  

Sie fragen, wir antworten ...

Ich habe als Untermieter ein 
Zimmer in einer WG angemie-
tet. Der Hauptmieter wohnt selbst 
auch in der Wohnung. Nun kam 
es zu Spannungen und er kün-
digte mir das Zimmer zum Mo-
natsende. Er verweist darauf, 
dass es sich um möblierten Wohn-
raum handelt. Tatsächlich wa-
ren ein Schreibtisch mit Stuhl, 
ein Schrank und ein Bett in dem 
Zimmer. Muss ich wirklich so 
schnell ausziehen?

Marvin S., Berlin

Für die Frage, ob die Vorschriften 
über den Mieterschutz bei Beendi-
gung des Mietverhältnisses nicht 
anzuwenden sind, da es sich um mö-
blierten Wohnraum in der vom Ver-
mieter selbst bewohnten Wohnung 
handelt, kommt es nicht darauf an, 
was tatsächlich an Einrichtungs-
gegenständen vorhanden war. Ent-
scheidend ist die mietvertragliche 
Absprache. Nur, wenn der Vermie-
ter (Hauptmieter) nach dem Miet-
vertrag verpflichtet ist, das Zim-
mer mit Einrichtungsgegenständen 
auszustatten, gilt § 549 Abs. 2 Ziff. 
2 BGB. Dann ist eine Kündigung oh-
ne Kündigungsgrund im Sinne des 
§ 573 BGB möglich. Die Kündigung 
ist spätestens am 15. eines Monats 
zum Ablauf des Monats zulässig. 

Aber Achtung! Auch wenn eine aus-
drückliche mietvertragliche Ver-
einbarung zur Möblierung nicht be-
steht, kommt in Ihrem Fall eine er-
leichterte Vermieterkündigung nach 
§ 573a Abs. 2 BGB in Betracht. Auch 
dann kann der Vermieter das Miet-
verhältnis einseitig ohne Vorliegen 
eines Kündigungsgrundes im Sinne 
des § 573 BGB beenden. Jedoch gilt 
die um drei Monate verlängerte ge-
setzliche Kündigungsfrist, d.h. min-
destens 6 Monate.  
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±
Kündigung, Widerspruch

Leitsatz:

Maßgeblicher Zeitpunkt für die 
nach wirksamem Widerspruch 
des Mieters gemäß § 574 Abs. 1 
Satz 1 BGB vorzunehmende Abwä-
gung der wechselseitigen Interes-
sen von Vermieter und Mieter so-
wie der sich anschließenden Be-
urteilung, ob, beziehungsweise für 
welchen Zeitraum das durch wirk-
same ordentliche Kündigung nach 
§ 573 BGB beendete Mietverhält-
nis nach § 574a BGB fortzuset-
zen ist, ist der Schluss der letz-
ten mündlichen Verhandlung in der 
Tatsacheninstanz.

BGH, Urteil vom 22.05.2019 –  
VIII ZR 167/17

±
Streitwert, Hausfassade

Leitsatz:

Wird der Vermieter einer Wohnung 
verurteilt, die Anbringung eines 
Transparents, Plakats oder Ban-
ners durch den Mieter an der Fas-
sade des Hauses zu dulden, rich-
tet sich die Beschwer des Vermie-
ters nach dem Wertverlust, den 
er durch die Beeinträchtigung der 
Substanz und/oder des optischen 
Gesamteindrucks seines Hauses 
erleidet. Zudem ist bei der Bemes-
sung der durch die Eigentumsstö-
rung verursachten Beschwer des 
Vermieters zu berücksichtigen, ob 
der Text des Transparents, Ban-

ners oder Plakats den Eindruck er-
wecken kann, der Vermieter miss-
achte Mieterinteressen.

BGH, Beschluss vom 21.05.2019 – 
VIII ZB 66/18

–
Mieterhöhung, 

Kappungsgrenze

Leitsätze:

a) Im Verfahren der Mieterhö-
hung bis zur ortsüblichen Ver-
gleichsmiete (§ 558 Abs. 1 BGB) 
bestimmt sich die der Berech-
nung der Kappungsgrenze (§ 558 
Abs. 3 BGB) zu Grunde zu legen-
de Ausgangsmiete auch im Falle 
einer Mietminderung wegen ei-
nes nicht behebbaren Mangels in 
Form nicht unerheblicher Wohn-
flächenabweichung (§ 536 Abs. 1 
BGB) nach der vertraglich verein-
barten Miete.

b) Der Begriff der „Wohnfläche“ 
ist im Wohnraummietrecht auch 
bei frei finanziertem Wohnraum 
grundsätzlich anhand der für den 
preisgebundenen Wohnraum im 
Zeitpunkt des Mietvertragsschlus-
ses geltenden Bestimmungen aus-
zulegen.

c) Eine hiervon abweichende Be-
rechnung erfolgt unter anderem 
dann, wenn ein anderer Berech-
nungsmodus örtlich üblich ist. Ei-
ne solche maßgebende Verkehrs-
sitte setzt voraus, dass abwei-
chend von den sonst anwendbaren 
Bestimmungen – vorliegend der 
Wohnflächenverordnung – ein an-
deres Regelwerk, mithin die II. Be-

rechnungsverordnung, die DIN 283 
oder die DIN 277 insgesamt ange-
wendet wird.

BGH, Urteil vom 17.04.2019 – 
VIII ZR 33/18

–
Mängel, Minderung

Leitsätze:

a) Wird eine Klage auf Zahlung von 
Miete ganz oder teilweise mit der 
Begründung abgewiesen, die Mie-
te sei aufgrund von Mängeln gemin-
dert, erwachsen – als bloße Vorfra-
gen – weder die Ausführungen zum 
Bestehen von Mängeln noch die 
vom Gericht angesetzten Minde-
rungsquoten in Rechtskraft.

b) Weigert sich der Mieter, die Be-
seitigung von Mängeln durch den 
Vermieter, dessen Mitarbeiter oder 
von ihm beauftragte Handwerker zu 
dulden, ist er ab diesem Zeitpunkt 
grundsätzlich zu einer weiteren Min-
derung nicht mehr berechtigt und 
entfällt ein etwaiges Zurückbehal-
tungsrecht in der Weise, dass einbe-
haltene Beträge sofort nachzuzah-
len sind und von den ab diesem Zeit-
punkt fälligen Mieten ein Einbehalt 
nicht mehr zulässig ist. Dies gilt auch 
dann, wenn der Mieter die Mangel-
beseitigung unter Berufung dar-
auf verweigert, dass er im Hinblick 
auf einen anhängigen Rechtsstreit 
über rückständige Miete (hier: Pro-
zess mit dem Rechtsvorgänger des 
Vermieters) den bestehenden man-
gelhaften Zustand aus Gründen der 
„Beweissicherung“ erhalten will.

BGH, Urteil vom 10.04.2019 – 
VIII ZR 12/18

In dieser Rubrik 

berichten wir 

über aktuelle 

Urteile des  

Bundes- 

gerichtshofs  

in Karlsruhe.  

Die Symbole 

zeigen an,  

ob sie sich  

positiv oder  

negativ auf die 

Mieterinteres-

sen auswirken.
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und Ablagerungen gebildet hätten. 
Sie selbst habe eine Vergiftung 
und dauerhafte Hypersensibilisie-
rung erlitten, leide seither an er-
heblichen gesundheitlichen Beein-
trächtigungen. Die Giftstoffe hät-
ten sich zudem an sämtlichen von 
ihr in die Wohnung eingebrachten 
Gegenständen niedergeschlagen. 
Sie begehrt u.a. widerklagend Er-
satz für die durch die Giftdämpfe 
erlittenen Schäden. In den Vorin-
stanzen hatte sie damit keinen Er-
folg gehabt.

Aus den Gründen:

Die Beschwerde der Mieterin hat 
in der Sache Erfolg. Das Beru-
fungsurteil war aufzuheben und 
die  Sache an das Berufungsge-
richt zurückzuverweisen. Die an-
gefochtene Entscheidung des Be-
rufungsgerichts verletzt in ent-
scheidungserheblicher Weise den 
Anspruch der Mieterin auf Gewäh-
rung rechtlichen Gehörs (Art. 103 
Abs. 1 GG), da sich das Berufungs-
gericht inhaltlich nicht mit dem 
mittels Privatgutachten konkreti-
sierten Parteivortrag der Mieterin 
auseinandergesetzt hat. 

Die Verletzung des rechtlichen 
Gehörs der Mieterin ist vorliegend 
darin zu sehen, dass das Beru-
fungsgericht die pauschale, nicht 
begründete Beurteilung der ge-
richtlich bestellten Sachverstän-
digen, dass die Beweisfrage auf-
grund des Zeitablaufs nicht mehr 
beantwortet werden könne, unkri-
tisch übernommen hat. Die zwei-
seitige Stellungnahme der Sach-
verständigen hat die von der Mie-
terin initiierten Privatgutachten 
lediglich formal zur Kenntnis-
nahme genommen. Eine inhaltli-
che Auseinandersetzung erfolg-
te nicht.

Dies war jedoch gerade deshalb ge-
boten, weil der Privatgutachter A. 
auf Grundlage einer bereits im No-
vember 2013, mithin rund zweiein-
halb Monate nach dem Einzug der 
Beklagten, entnommenen Luftpro-
be bezüglich der C4-C11-Alkanale/
Aldehyde und bei dem Biozid MIT 
(2-Methyl-4-Isothiazolin-3-one) ei-
ne nachweisbare Überschreitung 
der Richtwerte festgestellt hat. Die 
von ihm vorgefundene Raumluftbe-
lastung hat er noch zu diesem Zeit-
punkt als „hygienisch auffällig bis 
bedenklich“ bewertet.

Nach Vorstehendem war das Be-
rufungsgericht somit bereits von 
Amts wegen und daher unabhän-
gig von dem in der Berufungsver-
handlung gestellten Antrag der 
Beklagten auf Erläuterung des 
Gutachtens gehalten, den Wider-
sprüchen zwischen den Feststel-
lungen der Gerichtsgutachterin 
sowie der Privatgutachter mittels 
weiterer Sachverhaltsaufklärung 
nachzugehen.

Diese dem Berufungsgericht unter-
laufene Gehörsverletzung ist ent-
scheidungserheblich, da nicht aus-
geschlossen werden kann, dass es 
bei der gebotenen weiteren Sach-
verhaltsaufklärung zu einem ande-
ren Ergebnis gekommen wäre.

+
Orientierungssatz:

Das Gebot rechtlichen Gehörs ver-
pflichtet das Gericht, die Ausfüh-
rungen der Prozessbeteiligten zur 
Kenntnis zu nehmen und in Erwä-
gung zu ziehen. Geht das Gericht in 
seinen Entscheidungsgründen auf 
den wesentlichen Kern des Tat-
sachenvortrags einer Partei zu ei-
ner Frage nicht ein, die für das Ver-
fahren von zentraler Bedeutung 
ist, lässt dies auf die Nichtberück-
sichtigung des Vortrags schließen, 
sofern er nicht nach dem Rechts-
standpunkt des Gerichts unerheb-
lich oder aber offensichtlich un-
substantiiert war.

BGH, Urteil vom 14.05.2019 –  
VIII ZR 126/18

Aus dem Tatbestand:

Die Mieterin mietete mit Vertrag 
vom 5. August 2013 eine Wohnung 
in Berlin. Sie zog Ende August 2013 
ein, hielt sich aber nur vier Tage in 
der Wohnung auf. Bereits Anfang 
Oktober kündigte sie das Miet-
verhältnis wegen Gesundheitsge-
fährdung durch Raumgifte fristlos, 
hilfsweise fristgemäß. Sie berief 
sich darauf, die Wohnung sei zu-
vor von „Messies“ bewohnt wor-
den und einer der Bewohner sei 
in der Wohnung verstorben. Her-
nach habe die Vermieterin die Rei-
nigung der Wohnung veranlasst. 
Dabei sind nach eigenen Angaben 
unter anderem zwölf Liter eines 
frei verkäuflichen, biozidhaltigen 
Reinigungsmittels verwendet wor-
den. Der Reiniger habe mit ande-
ren Mitteln und bei der Sanierung 
verwendeten Baustoffen reagiert, 
so dass sich giftige Gase, Dämpfe 

Einhaltung des Gebotes  
des rechtlichen Gehörs
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tails zu Streitigkeiten. So behaup-
teten Mieter in einem Fall, sie hät-
ten die Wohnung schon Wochen 
vor Ablauf der Kündigungsfrist ge-
räumt und die Schlüssel (mit ex-
akter Bezeichnung) in den Brief-
kasten des Eigentümers gewor-
fen. Der aber bestritt das. Er habe 
nie einen derartigen Brief gefun-
den, auch nichts von dem bereits 
erfolgten Auszug gewusst und 
deswegen schließlich eine Räu-
mungsklage angestrengt. Die Jus-
tiz verweigerte den Mietern we-
gen fehlender Aussicht auf Erfolg 
die Prozesskostenhilfe. Nach In-
formation des Infodienstes Recht 
und Steuern der LBS hieß es im 
Urteil, wer „eine weniger sichere 
Art der Rückgabe“ von Schlüsseln 
wähle, der trage das Risiko des 
Misslingens.

Landgericht Krefeld – 
Aktenzeichen 2 T 28/18

Nach dem Ende des Vertragsver-
hältnisses müssen Mieter zwin-
gend die Schlüssel zu ihrem Ob-
jekt an den Eigentümer zurück-

Die Schlüsselfrage
Vermieter muss Kenntnis von der Rückgabe haben

geben. Das dürfte auch jedem 
Betroffenen bewusst sein. Doch 
immer wieder kommt es wegen 
damit zusammenhängender De-

MIETE UND MIETRECHT

Eine Wohngemeinschaft von Seni-
oren in einem Einfamilienhaus mit 
jeweils eigenen Miet- und Pfle-
geverträgen ist in einem reinen 
Wohngebiet eine zulässige Wohn-
form. Diese Konstellation ist nach 
Auskunft des Infodienstes Recht 
und Steuern der LBS rechtlich 
nicht mit einem Altenpflegeheim 
vergleichbar. 

Verwaltungsgericht Neustadt – 
Aktenzeichen 3 K 575/17

Der Fall: Acht bis neun ältere 
Menschen, von denen einige an 

verwirrte Senioren in dem Haus 
befänden, die ständiger Aufsicht 
bedürften.

Das Urteil: „Eine intensive Nutzung 
eines Einfamilienhauses durch meh-
rere, teilweise an Demenz erkrank-
te Senioren wahrt die Eigenart des 
reinen Wohngebietes“, stellten die 
Richter fest. Allerdings dürfe diese 
Nutzung in der Praxis im Vergleich 
zu einer Familie mit Kindern „allen-
falls zu geringfügig zusätzlichen Be-
lastungen oder Nachteile(n)“ füh-
ren. Diese Grenze sei hier gewahrt 
worden.
 

Senioren-WG ist zulässig
Auch in einem reinen Wohngebiet spricht nichts dagegen

Demenz erkrankt waren, lebten 
gemeinsam in einem Einfamili-
enhaus in einem reinen Wohnge-
biet. Jede dieser Personen ver-
fügte über ein eigenes, möbliertes 
Zimmer. Gemeinschaftsräume wie 
Küche, Wohnzimmer und Bade-
zimmer durften von allen benutzt 
werden. Mit dem Eigentümer der 
Immobilie waren jeweils eigene 
Mietverträge abgeschlossen wor-
den. Nachbarn forderten ein bau-
aufsichtliches Einschreiten der 
Behörden gegen diese Wohnform. 
Es liege hier eindeutig ein Heim-
charakter vor, zumal sich auch 
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Quelle: Infodienst  
Recht und Steuern der LBS

Der Schwager (die Schwägerin) 
des Eigentümers zählt nicht im ei-
gentlichen Sinne zu der Gruppe 
von Angehörigen, die eine Eigen-
bedarfskündigung rechtfertigen. 
Darunter fallen nähere Angehö-
rige wie Kinder, Eltern oder Ge-
schwister. Doch wenn ein beson-
ders enger Kontakt des Vermie-
ters zu seinem Schwager besteht, 
dann kann nach Überzeugung des 
Bundesgerichtshofes (Aktenzei-
chen VIII ZR 247/08) ausnahms-
weise ein Eigenbedarf geltend ge-
macht werden.
             

Wenn Mieter weichen müssen
Eigenbedarfskündigungen als wichtiges Instrument für Eigentümer

Die Möglichkeit, gegebenenfalls 
in seine eigene, bislang vermiete-
te Immobilie einziehen zu können, 
hat der Gesetzgeber ausdrücklich 
vorgesehen. Dazu gibt es das In-
strument der Eigenbedarfskündi-
gung. Voraussetzung ist die Tatsa-
che, dass der Eigentümer selbst, 
ein naher Verwandter oder Haus-
haltsangehöriger den Wohnraum 
benötigt und dies im Kündigungs-
schreiben auch klar benannt wird.

Ein Eigentümer sollte sich zum 
Zeitpunkt der Vermietung gründ-
lich überlegen, ob in absehbarer 
Zeit bei ihm vielleicht eine Selbst-
nutzung in Frage kommen könnte. 
Eine Eigenbedarfskündigung kann 
nämlich rechtsunwirksam sein, 
wenn sie allzu rasch auf den Ver-
tragsabschluss folgt und sich der 
Anlass damals bereits abzeich-
nete. Der Bundesgerichtshof (Ak-
tenzeichen VIII ZR 233/12) muss-
te prüfen, ob das nach drei Jahren 
noch gegeben sein könnte. Das 
verneinten die Richter zwar, stell-
ten damit aber auch klar, dass der 
problematische Zeitraum bei we-
niger als drei Jahren liegt.

Ein Profifußballer, der im Ausland 
arbeitete, hatte den Wunsch, in 
seiner Freizeit (vor allem wäh-
rend der mehrmonatigen Winter-
pause) mit seiner Familie in einer 
ihm gehörenden Eigentumswoh-
nung zu leben und sprach des-
wegen der Mieterin die Eigenbe-
darfskündigung aus. Diese hielt 
das Ansinnen für vorgeschoben 
und räumte die Wohnung nicht. 
Das Amtsgericht München (Ak-
tenzeichen 473 C 7411/714) ver-
nahm die Ehefrau (Mutter eines 
kurz zuvor geborenen gemein-
samen Kindes) und kam zu der 
Überzeugung, dass hier tatsäch-
lich eine nachvollziehbare Nut-
zungsabsicht vorliege.

Eine ungewöhnliche Form des Ei-
genbedarfs liegt vor, wenn eine 
Trennung von Ehepartnern der An-
lass dafür ist. Ein Mann – verhei-
ratet, zwei Kinder – kündigte sei-
nen Mietern mit der Begründung, 
er wolle wegen andauernder Be-
ziehungsprobleme nunmehr sei-
ne eigene Wohnung beziehen. Das 
konnte er vor dem Landgericht Hei-
delberg (Aktenzeichen 5 S 42/12) 
mit einer Aussage der Noch-Ehe-
frau belegen. Diese bestätigte, das 
Zusammenleben sei „kaum mehr 
auszuhalten“. 

Es ist durchaus möglich, dass ein 
Vermieter gegenüber dem Mieter 
von vorneherein darauf verzich-
tet, Eigenbedarf geltend zu ma-
chen. Dann sollte allerdings die-
ser Verzicht, wie der Mietver-
trag selbst, unmissverständlich 
schriftlich niedergelegt sein. In 
jedem Falle, so beschied der Bun-
desgerichtshof (Aktenzeichen VIII 
ZR 223/06), sei das bei einem Aus-
schluss des Kündigungsrechts für 
einen längeren Zeitraum als ein 
Jahr erforderlich.

MIETE UND MIETRECHT
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+
Gartenpflege,  

Schadensersatz

Leitsatz:
Der Mieter eines Einfamilienhauses 
ist dem Vermieter nicht zum Scha-
densersatz verpflichtet, wenn die 
Gartenpflege dem Mieter obliegt 
und er ohne vorherige Einholung ei-
ner Genehmigung des Vermieters 
schadhafte oder ihn optisch stören-
de Bäume fällt, sofern im schriftli-
chen Mietvertrag weder die Befug-
nis des Mieters zur Entfernung von 
Bäumen noch der genaue Umfang 
der ihm obliegenden Gartenpflege-
last im Einzelnen geregelt sind. Et-
was anderes gilt jedoch dann, wenn 
der Vermieter den Mieter vor der 
Unterzeichnung des auslegungsbe-
dürftigen schriftlichen Mietvertra-
ges darauf hingewiesen hat, dass 
Bäume ohne seine Zustimmung 
nicht gefällt oder entfernt werden 
dürfen.

LG Berlin, Urteil vom 25.06.2019 – 
67 S 100/19, zitiert nach juris

+
Mieterhöhung, Heilung

Orientierungssatz d. Red.:
Ein vorgerichtlich nicht zugegan-
genes Mieterhöhungsverlangen 
kann nicht gemäß § 558b Abs. 3 
Satz 1 BGB durch Einreichen ei-
nes Schriftsatzes im Rechtsstreit 
geheilt werden. Auch nicht, wenn 

der Schriftsatz eindeutig erken-
nen lässt, dass es sich um ein neu-
es Erhöhungsverlangen handelt. 
Nach dem Wortlaut der Regelung 
des § 558b Abs. 3 Satz 1 BGB ist ein 
der Klage vorausgegangenes Er-
höhungsverlangen Voraussetzung 
für die „Heilung“. Daran fehlt es, 
wenn die Erklärung mangels Zu-
gangs gar nicht abgegeben wor-
den ist, §§ 558aAbs. 1, 130 Abs. 1 
Satz 1 BGB.

LG Berlin, Urteil vom 20.06.2019 – 
65 S 39/19, zitiert nach juris

±
Gewerbe, Mietvertrag

Leitsätze:
1. Werden in einem Rubrum eines 
Mietvertrages für eine GmbH die 
beiden gesamtvertretungsberech-
tigten Geschäftsführer bezeichnet 
und in den Unterschriftenzeilen 
beide Geschäftsführer aufgeführt, 
macht dies einen Hinweis erfor-
derlich, dass die Unterzeichnung 
durch einen Geschäftsführer zu-
gleich für den anderen erfolgt. Ein 
solcher Hinweis liegt in dem der 
Unterschrift beigefügten Firmen-
stempel.
2. Der formularmäßige Ausschluss 
von Konkurrenzschutz-, Sorti-
ments- und Branchenschutz in ei-
nem Einkaufszentrum stellt trotz 
Betriebspflicht und Sortimentsbin-
dung keine unangemessene Be-
nachteiligung im Sinne von § 307 
Abs.1 BGB dar.

KG Berlin, Urteil vom 11.04.2019 –  
8 U 147/17, zitiert nach juris

–
Grundbuch, Einsicht

Leitsatz:
Ein auf die Vergesellschaftung gro-
ßer privater Immobilienvermögen 
gerichtetes Volksbegehren begrün-
det kein berechtigtes Interesse ei-
nes einzelnen Abgeordneten eines 
Landesparlaments an der Einsicht 
in das Grundbuch, um den Immobi-
lienbestand und -wert eines mög-
licherweise von dem Volksbegeh-
ren betroffenen privaten Unterneh-
mens zu ermitteln.

KG, Beschluss vom 18.06.2019 –  
1 W 140/19

+
Mietpreisbremse, 

Auskunftspflicht

Leitsatz d. Red.:
Auf Verlangen des Mieters um-
fasst der Umfang der Auskunfts-
pflicht des Vermieters nach § 556g 
Abs. 1 Satz 1 Nr.1 BGB n.F. über 
die Höhe der vom Vormieter ge-
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zahlten Miete auch die Vorlage ge-
schwärzter Vertragsdokumente 
(auch Mieterhöhungsverlangen/-
erklärungen) das Vormietverhält-
nis betreffend. Das schlichte Nen-
nen der Vormiete ohne Nachweis 
erfüllt nicht den Zweck des Aus-
kunftsanspruchs, einen Rückfor-
derungsprozess zu vermeiden.

LG Berlin, Urteil vom 05.06.2019 – 
65 S 55/19, zitiert nach juris 

+
Mietspiegel, Schätzung

Leitsatz:
Die Zivilgerichte dürfen die orts-
übliche Vergleichsmiete bereits 
dann gemäß § 287 ZPO auf Grund-
lage eines einfachen Mietspiegels 
schätzen, wenn sie die darin ange-
gebenen Werte mit überwiegender 
Wahrscheinlichkeit für zutreffend 
erachten. Es ist nicht erforderlich, 
dass der für einen Vollbeweis maß-
gebliche Überzeugungsgrad er-
reicht wird.

LG Berlin, Beschluss 
vom 23.05.2019 – 67 S 21/19,  
zitiert nach juris

+
Mietspiegel,  

Orientierungshilfe I

Leitsätze d. Red.:
1. Ein schlechter Erhaltungszu-
stand im Sinne der Merkmalgrup-
pe 4 der Orientierungshilfe für die 
Spanneneinordnung zum Berliner 
Mietspiegel 2017 liegt nicht schon 
dann vor, wenn einzelne äußerli-
che Mängel am Erscheinungsbild 
des Gebäudes erkennbar sind, die-
se aber keinen generell schlechten 
Erhaltungszustand bedeuten.

2. Das nach dem Berliner Miet-
spiegel 2017 wohnwerterhöhende 
Merkmal „vom Vermieter zur Ver-
fügung gestelltes Pkw-Parkplatz-
angebot in der Nähe“ ist nicht er-
füllt, wenn der Vermieter einem 
Mieter gegen Zahlung einer mo-
natlichen Miete einen Stellplatz 
zur Verfügung stellt.
3. Auf dem Hof vorhandene Fahr-
radständer, bei denen es sich um 
einfache Aufstellelemente aus Me-
tall mit jeweils 10 eng beieinander-
liegenden ca. 30 cm hohen Einstell-
bügeln handelt, stehen dem nach 
dem Berliner Mietspiegel 2017 
wohnwerterhöhenden Merkmal 
„abschließbarer leicht zugänglicher 
Fahrradabstellraum innerhalb des 
Gebäudes“ nicht gleich.
4. Bestreitet der Vermieter die Be-
hauptung des Mieters, bei Ein-
zug in die Wohnung sei keine Spü-
le vorhanden gewesen, lediglich 
mit dem Hinweis, dass dazu kei-
ne Unterlagen vorlägen, stellt 
dies ein unzulässiges Bestreiten 
mit Nichtwissen nach § 138 Abs. 
4 ZPO dar.

LG Berlin, Urteil vom 13.03.2019 – 
66 S 153/18, zitiert nach juris

+
Mietspiegel,  

Orientierungshilfe II

Leitsätze d. Red.:
1. Negativmerkmale nach der 
Merkmalgruppe 2 (Küche) der Ori-
entierungshilfe für die Spannen-
einordnung zum Berliner Mietspie-
gel 2017 liegen vor, wenn der Herd 
und die Spüle durch einen Nach-
trag zum Mietvertrag in das Eigen-
tum der Mieter übergegangen sind. 
Ohne Bedeutung ist, dass den Mie-
tern im Rahmen der Eigentums-
übertragung an den Einrichtungs-
gegenständen der Küche ein ge-
ringfügiger Mietnachlass gewährt 
worden ist.

2. Das Negativmerkmal der Merk-
malgruppe 3 (Wohnung) „schlech-
ter Schnitt“ liegt nicht allein auf-
grund der Tatsache vor, dass die 
Küche nur durch das Wohnzimmer 
betreten werden kann.
3. Für die Annahme des wohnwer-
terhöhenden Merkmals eines auf-
wändig gestalteten Wohnumfeldes 
auf dem Grundstück wäre eine über 
das übliche Maß hinausgehende 
Gestaltung Voraussetzung. Das ist 
nicht gegeben, wenn im Umfeld ir-
gendeine Ruhebank oder irgendein 
Spielplatz vorhanden ist. Weder ein 
vorhandener Kinderspielplatz noch 
eine Grünanlage erfüllen für sich 
genommen dieses Merkmal.

AG Lichtenberg, 
Urteil vom 13.03.2019 – 15 C 270/18, 
zitiert nach juris

–
Kündigung, wahrheits-

widriger Vortrag

Leitsatz d. Red.:
Ein vorsätzlicher wahrheitswidri-
ger Vortrag des Mieters in einem 
Zivilprozess kann geeignet sein, 
das Mietverhältnis durch fristlo-
se Kündigung gemäß § 543 BGB in 
einem Schriftsatz noch in demsel-
ben gerichtlichen Verfahren zu be-
enden.

AG Neukölln, Beschluss  
vom 02.04.2019 – 18 C 318/18, 
zitiert nach juris

MIETE UND MIETRECHTBERLINER GERICHTE



Nachdem der Vermieter dem Mieter eines im Erdgeschoss eines Berliner 
Mehrfamilienhauses befindlichen Kiezladens im Oktober 2015 gekündigt 
hatte, hängten unter anderem die beklagten Mieter im 1. Obergeschoss 
Transparente an der Außenfassade des Hauses auf, um sich mit den 
Belangen des Kiezladens zu solidarisieren.
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rent erneut anbringen zu dürfen. 
Sie beantragten daher klagewei-
se, die Vermieterin zur Duldung 
der Befestigung des Transpa-
rents am Balkon der von ihnen im 
1. Obergeschoss des Mehrfami-
lienhauses gemieteten Wohnung 
zu verurteilen.

Das Amtsgericht Neukölln hatte 
der Klage mit Urteil vom 9.1.2018 – 
10 C 344/17 stattgegeben und den 
Gebührenstreitwert auf 500,00 Eu-
ro festgesetzt. 

Gegen dieses Urteil des Amtsge-
richts hatte die Vermieterin frist-
gerecht Berufung eingelegt. Die 
65. Zivilkammer des Landgerichts 
Berlin hatte die Berufung unter 
Hinweis, dass der Beschwerde-

wert nicht mehr als 600,00 Euro 
betrage, als unzulässig verworfen. 
Dagegen wiederum legte die Ver-
mieterin Rechtsbeschwerde beim 
Bundesgerichtshof ein, die Erfolg 
hatte. Der Beschluss des Beru-
fungsgerichts wurde aufgehoben 
und die Sache zur erneuten Ent-
scheidung an das Landgericht Ber-
lin zurückverwiesen. 

Die streitgegenständliche Situation 
– nämlich das Aufhängen des soli-
darischen Transparents – liegt nun 
bereits vier Jahre zurück. Und den-
noch ist in der Sache an sich bisher 
keine gerichtliche Entscheidung 
getroffen worden. Ein rechtskräfti-
ges Urteil, ob nun das Plakat wieder 
aufgehängt werden darf, steht nach 
wie vor aus.

Insofern sind sicher inzwischen 
weitaus mehr Berliner Mieterin-
nen und Mieter gespannt, wie das 
Landgericht Berlin in dieser Sa-
che entscheiden wird. Darf der So-
lidarität der Mieter untereinander, 
darf dem Unmut über die desolate 
Wohnungsmarktsituation in Berlin 
durch Transparente und Plakate an 
Hausfassaden Ausdruck verliehen 
werden?

Es handelte sich um das hier im 
Bild dargestellte 4,00 Meter breite 
und 1,50 Meter hohe Transparent. 
Es war am zur Straßenseite gele-
genen Balkon der Wohnung mit 
Schnüren befestigt.

Nachdem die Vermieterin – eine in 
Luxemburg ansässige Kapitalge-
sellschaft – die Immobilie im Jahr 
2016 erworben hatte, setzte sie En-
de Juni 2017 die Räumung des Kiez-
ladens durch. Zudem forderte sie 
die beklagten Mieter des 1. Ober-
geschosses auf, das Transparent zu 
entfernen. Daraufhin hängten die 
Mieter es ab.

Allerdings wollten die Mieter die-
se Situation nicht einfach hinneh-
men. Sie begehrten, das Transpa-

Solidarität unter Mietern fordert Geduld - 
Wie ein Transparent jahrelang die Gerichte 
beschäftigt
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Das Amtsgericht Neukölln jeden-
falls entschied wie folgt (zitiert 
nach juris):

1. Der Eigentümer einer Mietwoh-
nung in einem Mehrparteienhaus 
kann verpflichtet sein, die Befes-
tigung eines ca. 4 Meter breiten 
und 1,50 Meter hohen Transpa-
rents mit der Aufschrift „… Wir 
bleiben alle! Soziale und wider-
ständige Orte schaffen und erhal-
ten“ mit Schnüren an der Balkon-
brüstung der Wohnung im Vorder-
haus durch den Mieter zu dulden. 
Es handelt sich insofern noch um 
vertragsgemäßen Gebrauch, zu 
dessen Gewährung der Vermieter 
verpflichtet ist.

2. Ein zulässiger Gebrauch der 
Mietsache kann auch in dem An-
bringen von Plakaten politischen 
oder jedenfalls meinungsbildenden 
Charakters am Balkon liegen.

3. Die mittelbare Drittwirkung der 
Grundrechte im Privatrecht ver-
langt es, den hinreichend deu-
tungsoffenen Begriff des vertrags-
gemäßen Gebrauchs unter Berück-
sichtigung der Wertung des Art. 
5 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 GG meinungs-
freundlich auszulegen und die Be-
festigung solcher Plakate nicht von 
vornherein auszuschließen.

4. Diese Abwägung kann nicht ab-
strakt erfolgen, sondern hat bei 
den konkreten Umständen des Ein-
zelfalls anzusetzen. Für die Schutz-
würdigkeit der Meinungsäußerung 
des Mieters ist entscheidend, ob 
das Plakat durch eine konkrete 
Auseinandersetzung oder sonstige 
auf das Mietobjekt hinreichend be-
zogene Geschehnisse veranlasst 
ist, es die Sachlage objektiv dar-
stellt und die Meinungsäußerung 
insgesamt sachlich gehalten ist. 
Dies ist hier der Fall.

5. Die optische Wirkung des Ban-
ners auf die Gesamterscheinung 
ist nicht derart gewichtig, dass sie 
die Unterlassung der Befestigung 
rechtfertigen würde. Zwar hat das 
Plakat eine durchaus erhebliche 
Größe; es verdeckt seinen Ausma-
ßen nach die gesamte Balkonbrüs-
tung und setzt sich sogar noch in 
durchaus erheblichem Umfang un-
terhalb derselben fort. Damit ist es 
von der Straße aus prägnant wahr-
zunehmen. Es bewirkt aber keine 
erhebliche qualitative Verände-
rung in der äußeren Erscheinung 
des Gebäudes.

Die Meinungsäußerung des Mie-
ters war nach Ansicht des Amtsge-
richtes Neukölln in vorliegendem 
Fall besonders schutzwürdig. Das 
Plakat war durch ein konkretes Ge-
schehnis in Bezug auf das Mietob-
jekt veranlasst. Die Sachlage war 
objektiv darstellt. Die Meinungs-
äußerung war sachlich gehalten. 
Die Vermieterin wurde weder an-
griffen noch diffamiert. Wegen 
der Bezugnahme auf andere Kieze/
Häuser mit alternativen Lebensfor-
men ist ersichtlich, dass auf sozio-
kulturelle Veränderungsprozesse 
in einem breiteren Zusammenhang 
hingewiesen werden soll. Eine sol-
che Bezugnahme auf einen grö-
ßeren gesellschaftspolitischen 
Kontext kann den Mietern nicht 
verwehrt werden. Allgemeine poli-
tische Stellungnahmen, dass güns-
tige Räumlichkeiten für soziale, al-
ternative, nicht-kommerzielle Pro-
jekte möglichst erhalten werden 
sollten, auf von Mietern installier-
ten Plakaten sind zulässig. Dazu 
gehören insbesondere die Solida-
risierung mit Anliegen von Mieter-
gemeinschaften und die Auseinan-
dersetzung mit allgemeineren Ent-
wicklungen im Immobilienmarkt im 
Wege der Meinungsäußerung am 
Mietobjekt.

Die Interessen der vermietenden 
Eigentümerin, die zwar ebenfalls 
durch Art 14 Abs. 1 GG geschützt 
sind, werden durch die Anbringung 
des klägerischen Plakats nicht 
schwerwiegend beeinträchtigt. 
Das Plakat lässt die Bausubstanz 
des Gebäudes unberührt. Auch die 
optische Wirkung des Banners auf 
die Gesamterscheinung ist nicht 
derart gewichtig. Es dominiert 
nicht die gesamte Fassade. Es ist 
nicht erkennbar, dass es zur Stö-
rung des Hausfriedens führt. Auch 
eine Beeinträchtigung der Mög-
lichkeit der Vermietung kann nicht 
konkret erkannt werden. Selbst 
wenn ein potentieller Mieter durch 
das Plakat den Eindruck gewinnen 
würde, die Vermieterin wolle die 
Bewohner verdrängen, so würde 
sich dies wohl nicht auf potentiel-
le Neumieter beziehen.

Danke, Amtsgericht Neukölln! Nun 
bitte das Landgericht Berlin!
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wurden in früheren Zeiten auch zur 
Fischzucht genutzt. Hechte, Schlei-
en und Forellen sind hier angesiedelt.

Auf engem Raum sind völlig unter-
schiedlich gestaltete Landschaften 
entstanden. Neben Traubeneichen-
wäldern, Erlenbrüchen und weiten 
Kiefernwäldern prägen Bäche und 
Moore die Landschaft.

Diese Landschaft hat man sich über 
Jahrhunderte hin nutzbar gemacht. 
Im Naturpark entstanden an den Ge-
wässern 17 Mühlen, von denen heu-
te noch 11 erhalten sind. Über Natur-
lehrpfade und ausgedehnte Wander-
wege, sind diese zu erreichen. Die 
Mühlen entstanden an Gewässern, 
die ein natürliches Gefälle aufwie-
sen, oder an künstlich angestauten 
Gewässern. Es handelte sich meist 
um Getreidemühlen und in späterer 
Zeit auch um Hammer- und Säge-
mühlen. In Brandenburg findet sich 
kaum ein anderer Wasserlauf, wo 
seit dem Mittelalter so viele Wasser-
mühlen errichtet wurden. Viele die-
ser Mühlen sind heute saniert und zu 
besichtigen allerdings funktionieren 
nur noch wenige.

Der Wanderweg führt zum großen Teil 
entlang der Schlaube und ist 20 km 
lang. Er führt von Müllrose bis zum 
Gasthaus „Siehdichum“ am Hammer-
see. Die einfache Strecke beträgt hier 
15 km. Sie lässt sich aber auch gut in 
Teilabschnitten erwandern.

Mühlenwandern 
     im Schlaubetal
Das Schlaubetal liegt südöstlich 
von Berlin und ist seit 1995 als Na-
turpark verzeichnet. Begrenzt wird 
es im Norden von Müllrose und 
reicht über die Reicherskreuzer 
Heide bis nach Drewitz.

Entstanden ist die Landschaft in 
der Weichsel-Eiszeit. Sie wurde von 
den  Schmelzwassersystemen der 
Schlaube, Dorche, der Oelse und 
der Demnitz geformt.

Im Naturpark sind seltene Tier- 
und Pflanzenarten zu beobachten. 
Der Fisch- und Seeadler sowie der 
Schwarzstorch sind hier noch behei-
matet. In den Seen des Naturparks 
Schlaubetal leben zahlreiche Fisch-
arten. Die Seen der vielen Mühlen 

Die älteste Mühle ist die Müllroser 
Mühle. Sie ist seit 1275 in Betrieb 
und ist heute die einzige produzie-
rende Mühle, die als moderner Be-
trieb im Osten Brandenburgs gilt und 
wettbewerbsfähig ist. Die Müllroser 
Mühle ist eine Getreidemühle, die 
auch Bioprodukte verarbeitet. Die 
Mühle hat nichts mehr von ihrer ur-
sprünglichen Gestalt. Der 6-stöckige 
Ziegelbau befindet sich am Nordufer 
des Müllroser Sees. Besichtigungen 
der Mühle sind leider nicht möglich, 
da ein ständiger Produktionsbetrieb 
Führungen nicht zulässt.

Die Ragower Mühle verfügt noch 
über eine erhaltene Mühlentechnik. 
2001 wurde die Mühle nach Stillle-
gung restauriert und kann heute als 
Technisches Denkmal und Mühlen-
museum besichtigt werden. Es be-
findet sich dort noch eine Gaststätte, 
die zur Einkehr einlädt.

Von einigen Mühlen zeugen nur 
noch Baureste. Die Schlaubemühle 
diente bis 1950 als Getreidemühle. 
Sie wurde später abgerissen. Heu-
te befindet sich dort das Natur-
schutzzentrum des BUND. Es stellt 
die verschiedenen Landschafts-
schutzgebiete vor, die sich im Na-
turpark Schlaubetal befinden.

AUSFLUGSTIPP

Bilder (von links):
Mühlteich  

Walkmühle,
Frauenschuh,
Findlingspark,

Brehms- 
dorfer Mühle,

ehemalige  
Mittelmühle,

Eisvogel,
Kreuzgang  

Kloster Neuzelle
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Auch die Kieselwitzer Mühle exis-
tiert nicht mehr. Der Mühlenbetrieb 
wurde 1930 eingestellt. Die ehema-
ligen Mühlenteiche werden zur Re-
genbogen-Forellenzucht genutzt.

Nicht nur an der Schlaube, sondern 
auch an der Dorche gibt es Müh-
len. Die Schwerzkoer Mühle wurde 
bereits um 1420 als Mahlmühle er-
wähnt. Um 1900 erfolgte die Ände-
rung des Betriebes in einen Sägebe-
trieb. Aus dieser Zeit stammt auch 
die derzeit vorhandene und wieder 
funktionierende Technik. Im Jahr 
2000 wurde die Mühle restauriert. 
Im Mühlenladen werden Produkte 
aus der Region angeboten. Im Rah-
men von Führungen wird die Mühle 
auch betrieben. An der Dorche be-
fand sich auch die Kummeroer Müh-
le. Sie wurde 1293 dem Kloster Neu-
zelle geschenkt. Die Mühle arbeitete 
ab 1700 als Öl-, Mehl- und Stampf-
mühle. Auch diese Mühle wurde 
1930 stillgelegt.

Das Kloster Neuzelle errichtete 
1650 eine eigene Mahlmühle, die 
Neumühle. Diese arbeitete durch-
gehend bis 1950.

Ein weiteres unter Denkmalschutz 
stehendes Gebäude ist die Schla-

bener Mühle. Sie wurde erstmals 
1350 erwähnt. Ihren Dienst tat sie 
als Belgers Mühle bis 1954. Über-
wiegend wurde Roggenmehl herge-
stellt. Bis in die sechziger Jahre er-
folgte sodann die Herstellung von 
Futterschrot. Die Inneneinrichtung 
der Mühle ist heute noch vollstän-
dig erhalten. Das Mühlengebäude 
selbst befindet sich jedoch in einem 
schlechten Bauzustand.

Die Oelsener Mühle befindet sich am 
gleichnamigen Gewässer. 1406 wur-
de sie errichtet und lag an der dama-
ligen Zollstrecke. Überwiegend wur-
den hier Ölsaaten vermahlen.

Die ehemalige Walkemühle fiel dem 
Abriss zum Opfer. Die in der Nä-
he befindliche Jankemühle brannte 
1955 ab.

Das Schlaubetal und die weiteren 
Täler bieten sich für eine Wande-
rung gerade jetzt im Sommer an. Ei-
nige der Mühlen sind noch als Aus-
flugsgaststätten erhalten. So die 
Ragower Mühle, die Bremsdorfer 
Mühle und die Schwerzkoer Müh-
le. Für Naturliebhaber, aber auch für 
Technikbegeisterte bietet sich eine 
Wanderung durch das Schlaubetal 
an. In der Nähe bei Henzendorf be-

AUSFLUGSTIPP

findet sich auch ein Findlingspark mit 
einer Fläche von ca. 4 Hektar. 126 be-
hauene Steine wurden hier zusam-
mengetragen. Der älteste ist ca. 1,8 
Millionen Jahre alt. Diese Zeugnisse 
der Erdgeschichte sollte man bei ei-
ner Wanderung durch das Schlaube-
tal nicht auslassen.

Mit der Regionalbahn fährt man et-
wa zwei Stunden in das Schlaube-
tal. Von Frankfurt/Oder sind es etwa 
15 Minuten.

Mit dem Auto fährt man über die A12 
bis nach Müllrose. Die Anreise dau-
ert etwa 1,5 Stunden. 

G.R.
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Die Telefonberatung

Sie brauchen eine schnelle und kompetente Aus-
kunft zu Mietrechtsfragen? Sie haben aber keine 
Zeit für eine Beratung in einer unserer Beratungs-
stellen oder wohnen außerhalb Berlins? Dann ist 
unsere telefonische Mieterberatung für Sie ideal.

Die Telefonberatung ist nur für kurze, grundsätz liche 
Fragen geeignet. Prüfungen von Mieterhöhungen, 
Betriebs- und Heizkostenabrechnungen oder neu 
abzuschließenden Mietverträgen können nur im 
Rahmen eines persönlichen Gespräches stattfinden.

Als Mitglied im Mieterschutzbund Berlin e. V. 
stellen Sie Ihre Fragen an unsere Anwälte/innen 
ausschließlich unter der Rufnummer:

921 02 30 60 diese Nummer ist für die  
Rechtsberatung der Mitglieder reserviert.

Zu folgenden Zeiten: 

Montag – Freitag von 12.00 – 14.00 Uhr sowie
Dienstag und Donnerstag von 17.00 – 19.00 Uhr

Mieter werben Mieter

Sind Sie mit uns zufrieden? Dann empfehlen Sie 
uns weiter. Für jedes von Ihnen geworbene Mit-
glied erhalten Sie 5,- Euro auf Ihr Mitgliedskonto 
und haben darüber hinaus die Chance auf zusätz-
liche Preise, die wir zum Jahresende verlosen.
Machen Sie mit – es lohnt sich!


